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Empfehlung fiir
EMPFEHLUNG DESRATES

zum nationalen Refor mprogramm L ettlands 2011

und Stellungnahme des Rates

zum aktualisierten Stabilitatsprogramm L ettlands fur 2011-2014

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf
Artikel 121 Absatz 2 und Artikel 148 Absatz 4,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 7. Juli 1997 iiber den Ausbau
der haushaltspolitischen Uberwachung und der Uberwachung und Koordinierung der
Wirtschaftspolitiken, insbesondere auf Artikel 9 Absatz 3,

auf Empfehlung der Europdischen Kommission,

gestiitzt auf die Schlussfolgerungen des Europdischen Rates,

nach Stellungnahme des Beschéaftigungsausschusses,

nach Anhorung des Wirtschafts- und Finanzausschusses,

in Erwédgung nachstehender Griinde:

(1

2

3)

Am 20. Januar 2009 verabschiedete der Rat der Europdischen Union (EU) einen
Beschluss (2009/290), um Lettland fiir drei Jahre einen mittelfristigen finanziellen
Beistand aufgrund von Artikel 143 des Vertrags zu gewihren. Das begleitende
Memorandum of Understanding, das am 28. Januar 2009 unterzeichnet wurde, und
dessen nachfolgende Ergidnzungen legen die wirtschaftspolitischen Auflagen fest, auf
deren Grundlage der finanzielle Beistand gewihrt wird. Der Durchfiihrungsbeschluss
des Rates wurde am 13. Juli 2009 geédndert. Die jiingste Erginzung des Memorandum
of Understanding wurde im Juni 2011 unterzeichnet.

Am 26. Mérz 2010 nahm der Europédische Rat den Vorschlag der Europidischen
Kommission fiir eine neue Wachstums- und Beschiftigungsstrategie (,,Europa 2020%)
an; diese Strategie stiitzt sich auf eine engere Koordinierung der Wirtschaftspolitik in
den Schliisselbereichen, in denen Maflnahmen ergriffen werden miissen, um Europas
Potenzial fiir nachhaltiges Wachstum und Wettbewerbsfahigkeit zu erhohen.

Am 13.Juli 2010 nahm der Rat eine Empfehlung zu den Grundziigen der
Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten und der Union (2010 bis 2014) und am
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21. Oktober 2010 einen Beschluss 1tiber Leitlinien fiir beschiftigungspolitische
MaBnahmen der Mitgliedstaaten' an, die zusammen die ,integrierten Leitlinien”
bilden. Die Mitgliedstaaten wurden aufgefordert, bei der Ausgestaltung ihrer
nationalen Wirtschafts- und Beschiftigungspolitik den integrierten Leitlinien
Rechnung zu tragen.

Am 12. Januar 2011 nahm die Kommission den ersten Jahreswachstumsbericht an, mit
dem ein neuer Zyklus wirtschaftspolitischer Steuerung in der EU und gleichzeitig das
erste Europdische Semester einer in der Strategie Europa 2020 verankerten Ex-ante-
Politikkoordinierung eingeleitet wurden.

Am 25.Mirz 2011 billigte der Europdische Rat (im Einklang mit den
Schlussfolgerungen des Rates vom 15. Februar und vom 7. Mérz 2011 und im
Anschluss an den Jahreswachstumsbericht der Kommission) die Priorititen fiir
Haushaltskonsolidierung und Strukturreform. Er betonte die Notwendigkeit, der
Wiederherstellung solider Staatshaushalte und der langfristigen Tragfahigkeit der
offentlichen Finanzen, dem Abbau der Arbeitslosigkeit durch Reformen des
Arbeitsmarkts sowie neuen Anstrengungen zur Steigerung des Wachstums Prioritét
einzurdumen. Er forderte die Mitgliedstaaten auf, diese Priorititen in konkrete
MaBnahmen umzusetzen und sie in ithre Stabilitdts- bzw. Konvergenzprogramme und
nationalen Reformprogramme aufzunehmen.

Am 25.Midrz 2011 ersuchte der Rat die am Euro-Plus-Pakt teilnehmenden
Mitgliedstaaten auBerdem, ihre Verpflichtungen so zeitig vorzulegen, dass sie in ihre
Stabilitidts- bzw. Konvergenzprogramme und nationalen Reformprogramme
aufgenommen werden konnen. Spezifische Verpflichtungen und MaBnahmen fiir 2011
werden nicht ausdriicklich im lettischen Konvergenzprogramm und im nationalen
Reformprogramm mitgeteilt, sollten aber dem Europédischen Rat vorgelegt werden.

Am 29. April 2011 legte Lettland seine Konvergenzprogrammaktualisierung 2011 fiir
den Zeitraum 2011-2014 und sein nationales Reformprogramm 2011 vor. Um den
Verkniipfungen zwischen den beiden Programmen Rechnung zu tragen, wurden sie
gleichzeitig bewertet.

Die Wirtschaft in Lettland wuchs zwischen 2000 und 2007 rascher als in allen anderen
EU-Mitgliedstaaten,  beeinflusst durch  Konvergenzaussichten, ausldndische
Finanzzufliisse und eine sehr starke Verbrauchsnachfrage. Allerdings kam es
zumindest zum Teil aufgrund einer expansiven makrodkonomischen Politik zu einer
Uberhitzung der Wirtschaft. Der Aufbau erheblicher Ungleichgewichte spiegelte sich
im Leistungsbilanzdefizit, das im Jahr 2007 bei 22,3 % des BIP und im Jahr 2008 bei
13,1 % lag; daher war in der lettischen Wirtschaft im Zeitraum 2008-2009 die stéirkste
Kontraktion in der EU zu beobachten. In diesem Zeitraum schrumpfte das reale BIP
zwischen Hoéhepunkt und Talsohle um 25%, da das Zusammenbrechen der
heimischen Nachfrage durch einen Einbruch des globalen Handels noch verstérkt
wurde. Die lettische Beschéftigungsquote, einst eine der hochsten in der EU (75,8 %
im Jahr 2008), sank um iiber 10 Prozentpunkte, und die Arbeitslosenquote von iiber
18 % z&hlt nun zu den hochsten in der EU. Das gesamtstaatliche Defizit lag 2009 bei
9,7 %, sank aber infolge haushaltspolitischer KonsolidierungsmaBBnahmen im Jahr

Fir 2011 aufrechterhalten durch den Beschluss 2011/308/EU des Rates vom 19. Mai 2011.
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2010 auf 7,7%. Dieses Ergebnis wurde unter anderem durch umfangreiche
Stabilisierungsmaf3inahmen fiir den Finanzsektor erreicht, die im Jahr 2009 einen
Umfang von 1,1 % des BIP und im Jahr 2010 von 2,3 % des BIP ausmachten.

Ausgehend von der Bewertung des aktualisierten Konvergenzprogramms geméf der
Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vertritt der Rat die Auffassung, dass das den
Haushaltsprojektionen des Programms zugrunde liegende makro6konomische
Szenario plausibel ist. Ziel der mittelfristigen Haushaltsstrategie des Programms ist es,
das gesamtstaatliche Defizit innerhalb der in der Empfehlung des Rates vom 7. Juli
2009 vorgesehenen Frist unter den Referenzwert von 3 % des BIP zu senken. Unter
Berticksichtigung der MaBBnahmen, die seit Abgabe der Empfehlung zur Korrektur des
iibermaBigen Defizits durchgefiihrt wurden, sowie zusitzlicher
Konsolidierungsanstrengungen, die sich aus dem aktualisierten Konvergenzprogramm
ergeben, entspricht die geplante haushaltspolitische Anstrengung fiir den Zeitraum
2011-2012 der erforderlichen Anpassung. Angesichts seines Anfangszeitpunktes ist im
Programm die Erreichung des mittelfristigen Ziels nicht mehr bis zum Ende des
Programmzeitraums vorgesehen, allerdings konnte die geplante haushaltspolitische
Anstrengung zur Erreichung dieses Ziels nach Korrektur des iibermédfigen Defizits,
insbesondere im Jahr 2013, beschleunigt werden. Der im Programm vorgesehene
haushaltspolitische Konsolidierungskurs ist hauptsdchlich ausgabenorientiert. Die
Haushaltsziele sind mit Abwaértsrisiken behaftet, da das Programm keine vollstindigen
Informationen zu den Malnahmen enthilt, die zum Erreichen der gesetzten Ziele
fihren sollen. Diese MaBnahmen werden voraussichtlich in den néchsten
Haushaltspldnen dargelegt. Eine mittelfristige Senkung des Primérdefizits, wie im
Programm vorgesehen, wiirde zu einer Verringerung der Risiken fiir die Tragfahigkeit
der 6ffentlichen Finanzen beitragen.

Die Kommission hat das Konvergenzprogramm und das nationale Reformprogramm
bewertet’. Sie hat dabei nicht nur deren Relevanz fiir eine auf Dauer tragfihige
Haushalts-, Sozial- und Wirtschaftspolitik in Lettland beriicksichtigt, sondern auch die
Einhaltung der EU-Vorschriften und -Richtungsvorgaben, da es notwendig ist, die
generelle wirtschaftspolitische Steuerung der Europdischen Union durch auf EU-
Ebene entwickelte Vorgaben fiir kiinftige nationale Entscheidungen zu stirken. In
diesem Zusammenhang betont die Kommission die Dringlichkeit der Durchfiihrung
der geplanten MaBnahmen, um dem Beschluss (2009/290/EG) des Rates
nachzukommen.

EMPFIEHLT Lettland,

die MaBnahmen, die im Beschluss 2009/290 des Rates, gedndert durch den Beschluss
2009/592 des Rates, festgelegt und im Memorandum of Understanding vom 20. Januar 2009
und seinen nachfolgenden Ergédnzungen [insbesondere der letzten Ergdnzung vom Juni 2011]
genauer dargelegt wurden, durchzufiihren.
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Geschehen zu

Im Namen des Rates
Der Prasident
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	gestützt auf die Schlussfolgerungen des Europäischen Rates,

